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Ziehen wir clie politische Bilanz des ][ahres 1947 !
£ehdee funk

Frankfurt . In den Ländern der amerikani -

Soll und Haben ~ Inventuraufnahme später legt das Exekutivkomitee seinen ab¬
schließenden Bericht vor. Europa besinnt Sich
auf die Selbsthilfe.

sehen Zone Können auf Anforderung der Vereinig¬
ten Export -Import -Agentur ab sofort wieder Pfund -
Sterling - Kontrakte abgeschlossen werden .

Paris . Ministerpräsident Schuman empfing
den Oberkommandierenden der französischen Be¬
satzungstruppen in Deutschland , General König ,
und den Staatssekretär für deutsche Angelegen¬
heiten , Schneiter .

Paris . Aus dem Sekretariat der gaullistischen
Sammlungsbewegung wird die Gründung einer
Jugendbewegung gemeldet , die den Namen „Samm¬
lungsbewegung der Iran -ödschen Jugend “ tragen
wird .

Sofia . Der Ministerpräsident von Bulgarien
dementierte die Meldung , wonach Bulgarien die
Absicht habe , neue Banknoten in Umlauf zu setzen .

Kairo . In der Wüste von Sinai führt die
ägyptische Armee zur Zeit große Manöver durch .

Peking . Zwischen dem Bürgermeister Pekings
and den Konsulen der USA ., Großbritanniens ,
Frankreichs , Belgiens und Hollands wurde ein
Abkommen unterzeichnet , das dem Bestehen des
diplomatischen Viertels in Peking ein Ende setzt .

Zwischen WEIHNACHTEN « . NEUJAHR
Deutschland : Der deutsche Großin¬

dustrielle Friedrich Flick wurde von dem
amerikanischen Militärgericht zu 7 Jahren
Gefängnis verurteilt . — Der Fxak $ionsvor-
sitzende der Berliner CDU erklärte in einer
Mitgliederversammlung, daß dijQkhsetzung

--von .Kaiser und Leramer-nur duKftÜMifisfai •
stimmigen Beschluß der Alliierten erfolgen
könne. — Dänemark : Die Unterhaltungs¬
kosten der dänischenBesatzungsstreitkräfte in
Deutschland belaufen sich im Jahre 1947 auf
ungefähr 40 Millionen Kronen. — Frank -

• r e i ch : Die französische Nationalversamm¬
lung billigte die Gesetzentwürfe über eine
Sonderabgabe und Auflage einer Anleihe. —
Vereinigte Staaten : Der Kommandant
der amerikanischen Streitkräfte im Gebiet der
Antillen erhielt den Befehl, alle augenblicklich
auf dem Territorium von Panama befindli¬
chen amerikanischen Truppen zurückzuziehen
und lediglich die Kanalzone weiterhin zu be¬
setzen. — Indien : Der indische Kriegs¬
minister Sardär Singh erklärte auf einer
Pressebesprechung, daß die indische Armee
nunmehr eine Stärke von 250 000 Mann er¬
reicht habe, die fast vollständig nationalisiert
sei.

Regierung „ Freies Griechenland **

gebildet
Athen. Einer amtlich bestätigten Meldung

zufolge hat das Armeekommando In Nord¬
griechenland eine funkentelegraphische Bot¬
schaft der Partisanen aufgefangen, die die
Bildung einer Regierung „Freies Griechen¬
land“ bekannt gibt. Dieser Botschaft zufolge
soll die neue Regierung aus General Markos ,
Miltiades Porphyrogenis, Joannides Stringos
und Professor Kokkalis bestehen, die alle
Mitglieder des Parteivorstandes der griechi¬
schen kommunistischen Partei sind.

WELTNACHRICHTEN IN KÜRZE
Italienischer Gesandter in Stockholm ermor¬
det. Der italienische Gesandte in Schweden »
Ricci , wurde in einem Stockholmer Restaurant
von einem Landsmann namens Guiseppe Ca-
pocci durch Stiche mit einer Schere ermor¬
det. Der Gesandte verstarb während des
Transportes zum Krankenhaus . Der Mörder
wurde verhaftet .

Unwetterkatastrophe in der Manila-Bai.
Ein schwerer Wirbelsturm, der über der Insel
Famar und der Manila-Bai tobte, forderte
56 Todesopfer und verursachte ungeheuere
Materialschäden.

Harry Pollitt, der Sekretär der englischen
kommunistischen Partei forderte in Trehaford
(Wales ) den Rücktritt von Bevin: „Wie lange
kann England es sich noch erlauben , Bevin als
Außenminister zu dulden?“

Die Vorarbeiten für die französisch-italieni¬
sche Zollunion wurden in Rom abgeschlossen .

Der Sekretär der englischen Arbeiterpartei
Morgan Philips forderte alle Arbeiter auf,
gegen die kommunistischen Intriguen in den
Gewerkschaften zu kämpfen.

Die Partei der „Jungen Republik“ in
Frankreich beschloß auf Ihrem Kongreß in
Paris , sich der „Dritten Kraft“ als einer
Volksbewegung auf breiter Grundlage an¬
zuschließen.

Bilanzabschluß und Inventuraufnahme ste¬
hen am Ende und Anfang eines Geschäftsjah¬
res . Diese Gepflogenheit auf das politische
Leben zu übertragen , ist alter Brauch und lo¬
gische Konsequenz. Versuchen wir die Ver¬
lustrechnung aufzumachen, denn schlechte Ge¬
schäftsjahre pflegen keine Gewinne abzuwer¬
fen .

Hoffnungsvoll sind wir in das Jahr 1947
hineingegangen, denn an seiner Schwelle stand
der Beginn der Londoner Vorkonferenz am
14 . Januar , die gleichsam zum Barometer für
das Thema Deutschland werden sollte . Sie
endigte am 25 . Februar . Man hatte sich ledig¬
lich über den Bericht geeinigt, den man der
Moskauer Konferenz vorlegen wollte. Ueber
die Beteiligung der kleinen alliierten Staaten
an der Friedensregelung mit Deutschland
konnte man sich bereits nicht verständigen.
Der historische 10 . März kam heran , — die
Moskauer Konferenz nahm ihren Anfang.
Eine Fülle von Problemen wurde in die De¬
batte geworfen: 40jähriger Bündnisvertrag,
Internationalisierung der Ruhrindustrie , wirt¬
schaftliche Einheit Deutschlands, Erhöhung
der Stahlproduktion,. provisorische Zentralre¬
gierung, Reparationsleistungen, Grenzziehung,
wirtschaftliche Angliedesung der Saar an
Frankreich waren Beratungsetappen.: 'Scharfe
Gegensätze zwischen den westlichen Staaten
und dem pstlichen Partner traten zutage , wo¬
bei Frankreich immer und immer wieder zu
vermitteln suchte. Am 24 . April ging die Kon¬
ferenz ergebnislos*jsu Ende. Uebrig blieb nur
der Beschluß , sich im November in Londpri
wieder zu treffen .

’ Wir aber waren um
eine Hoffnung ärmer und die Regelung
der Deutschlandfrage blieb auf das Ende des
Jahres vertagt .

Der amerikanische Außenminister Marshall
erklärte nah seiner Rückkehr von Moskau in
einer Besprechung mit Präsident Truman und
Mitgliedern des Kongresses, daß er den lei¬
tenden Persönlichkeiten Rußlands keinen

Zweifel gelassen habe, daß Amerika unbeirr¬
bar entschlossen sei, in seinen Bemühungen
um ein Abkommen zwishen den Großen Vier
den sowjetishen Forderungen niht weiter
nahzugeben .

Amerika bezog seine Ausgangs¬
stellung zur Vorbereitung der
Londoner Konferenz .

In diesen Tagen , die der Suche nah dem
Frieden und der Beseitigung der Kriegsshä -
cierc -gi widmet sind , vor if .r.en zwei Feststel¬
lungen am Rande des Geshehens vermerkt zu
werden. In der „New-York Times“ stellte der
bekannte militärische Mitarbeiter Hanson
Baldwin fest, . daß 40 Nationen jährlich 27,4
Milliarden Doilar für Rüstungszwecke ausge¬
ben , um 19 Millionen Mann unter Waffen
halten zu können. Wenig später zieht die
UNRRA anläßlich der Einstellung ihrer Tätig¬
keit Bilanz und erklärt , daß sie seit dem
Jahre 1943 durch die in ihr zusammengeschlos¬
senen 48 Nationen in .17 vom Krieg verwü¬
steten Staaten Werte von fast 3 Milliarden
Dollar zur Verteilung brahte . Kriegsursachen
und Kriegsfolgen sprechen in Zahlen.

Amerika bleibt niht untätig . Marshall ver¬
öffentlicht seinen Plan zur Europahilfe, der
am 27. Juni der Pariser Außenminister -Kon¬
ferenz vorgelegt wird , an der auh der russi¬
sche Außenminister Molotow teilnimmt. Die
Konferenz sheitert . da Molotow eine inter¬
europäische Hilfe mit Unterstützung Ameri¬
kas ablehnt. Trotzdem werden zum 12. Juli
22 europäische. Staaten zu einer erneuten

‘ Wirtschaftskoriterenz rfhch Parts eingeladen,
von denen 14 teilnehmen. Rußland sagt ab
und mit ihm die in seiner Einflußsphäre liegen¬
den osteuropäischen Staaten . Die Kontu¬
ren einer West - Ost - Politik be¬
ginnen sich schärfer am politi¬
schen Horizont abzuheben . Der 15.
7 . bringt den erfolgreihen Abshluß der euro¬
päischen Wirtshaftskonferenz und 70 Tage

Das Problem Deutschland
Kontrolle statt indirekter Verwaltung — Englands Hilfsbereitschaft

Paris . Vor der außenpolitishen Kommis¬
sion des Rates der französishen Republik,
die unter dem Vorsitz Salomon Grumbachs
tagte , sprah der Staatssekretär für deutshe
Angelegenheiten, Pierre Shneiter . Shneiter
gab einen Ueberblick über die politische und
wirtschaftliche Läge der Zone und behandelte
dann die Frgae der Verwaltungsreform. Er be¬
tonte den Wunsh der französishen Re¬
gierung, die indirekte Verwaltung immer
mehr durh eine Politik allgemeiner Kon¬
trolle zu ersetzen. Hinsihtlih der umlaufen¬
den Gerühte über eine angeblihe Separa¬
tistenbewegung in der Pfalz erklärte der
Staatssekretär , daß die französische Regierung
mit Kundgebungen solcher Art niht das Ge¬
ringste zu tun habe . Zur wirtshaftlihen La¬
ge bemerkte Shneiter , daß die Wirtshaft der
Zone bis jetzt ausgeglihen sei , daß jedoch
Sondermaßnahmen ergriffen werden müßten, '
um diesen Stand der Dinge unter Berück¬
sichtigung der finanziellen Shwierigkeiten
aufrechtzuerhalten.

Hamburg. Der britishe Minister für Deut.h-
land und Oesterreih , Lord Pakenham , rich¬
tet am Abend des ersten Feiertages seine
Weihnahtsgrüße über die britishe Rund-
funkgesellshaft und den Nordwestdeutshen
Rundfunk an das deutshe Volk . Pakenham
betonte, er wisse, wie schwer das Leben heute
in Deutschland sei . Aber wenn er auh auf
seinen Besuhen in Deutshland viel Unglück
gefunden habe, so sei ihm. doh auh viel
Glück und Tapferkeit begegnet. Auf sie und
den aufrehten Lebensmut gründe er seine
Hoffnung. „Wenn auh die Zukunft Deutsch¬
lands von ihren eigenen Leistungen abhängt “ ,
sagte der Minister, „so können sie doh ge¬
wiß sein , daß wir alles tun werden , um ihnen
dabei zu helfen“.

Lord Pakenham kündigte für die nähsten
Monate wieder seinen Besuh in Deutshland
an und shloß in deutscher Sprache: „Ich
wünsche allen Deutshen , insbesondere allen
deutschen Kindern, eine gesegnete Weihnaht
und ich hoffe, daß ihr in den kommenden
Jahren ein fröhliheres Fest feiern könnt“ .

Europa wirtschaftlich gefährdet
Marshall leitet das Soforthilfe-Programm

New York. „Europa ist niht militärisch,
aber wirtschaftlich gefährdet “

, erklärte John
Foster Dulles bei seiner Rüdekehr aus Lon¬
don , wo er als politischer Berater Marshalls
an der Außenministerkonferenz teilgenommen
hatte . „Hauptaufgabe ist, die wirtschaftliche
Sabotage der westlichen Zivilisation zu ver¬
hindern“ , fügte er hinzu. Ueber die Besuhe
in einigen europäischen Ländern erklärte
Dulles : „Ich habe gesehen wie das französische
Volk einzigartig zusammensteht, um eine ge¬
fährliche wirtschaftliche Offensive abzuweisen
und auh in Italien und Großbritannien und
anderswo hat der Wirtshaftskampf begonnen.
Die Völker aber sind sich über den Einsatz
im Klaren und sind bereit , zu arbeiten und
die erforderlichen Opfer zu bringen, um den
freien Einrichtungen ein Weiterleben möglich
zu mähen “.

Der Exekutiv «Erlaß Trumans
Washington. Präsident Truman Unterzeich¬

nete einen Exekutiv-Erlaß , aufgrund dessen
Staatsekretär Marshall mit der Leitung des

Soforthilfeprogramms für Europa, wie es von
der jetzt beendeten Sondersitzung des Kon¬
gresses angenommen wurde, betraut wird . Der
Administrator, der im Ausland die Leitung
der Hilfsdienste übernehmen und demnächst
gewählt werden wird , soll Staatssekretär
Marshall unterstellt werden.

Amerikanische Gewerkschaften
unterstützen Europa *Hilfe

Washington. Der Präsident der amerikani¬
schen Federation of Labour, William Green,
hatte mit Präsident Truman eine Unter¬
redung, in deren Verlauf er erneut bestätigte,
daß seine Organisation bereit ist, das europä¬
ische Wiederaufbauprogramm voll zu unter¬
stützen. Wie der Gewerkschaftsführer weiter
erklärte , beabsichtigt , er demnächst, eine
Konferenz von Gewerkschaftsvertretern aus
11 europäischen Länaem einzuberufen, um
„die Arbeiter dieser Liänder für die Verwirk¬
lichung dieses Programms zu mobilisieren“ .

Die Lage spitzt sih weiter zu . Amerika
schlägt auf der UN-Vollversammlung am 17.
September die Schaffung eines ständigen In¬
terimsausschusses des Friedens und der Si¬
cherheit vor und wünscht Beschränkung des
Vetorechtes auf Fälle, in denen die Vereinig¬
ten Nationen wirtschaftliche oder militärische
Maßnahmen ergreifen müssen . Rußland lehnt
ab und richtet so scharfe Angriffe gegen die
Vereinigten Staaten und England, daß sich der
Generalsekretär der UN Trygve Lie veranlaßt
sieht, einen dringenden Appell an die Groß¬
mächte zu richten, zum Wohle des Weltfrie¬
dens Kompromisse zu schließen . Zwischen¬
zeitlich hatte man sich , in einer Dreierkonfe¬
renz in London über das deutsche Industrie¬
niveau der Bizone verständigt. Noch einmal
schlagen die Herzen des deutschen Volkes hö¬
her , denn die Londoner Konferenz als Fort¬
setzung der Moskauer Besprechungen rückt
in greifbare Nähe . Die Vorbesprechungen der
stellvertretenden Außenminister in London
bringen keine Ueberraschung. Die Londoner
Konferenz selbst beginnt und scheitert.

Das deutsche Schicksal bleibt in der Schwebe.
Der Friede ist noch in weiter Ferne , die Tren¬
nung Deutschlands und Europas in zwei Teile,
scheint unvermeidlich. So stehen - wiram
Ende des Jahres dort , wo wir uns
zu Anfang des Jahres befanden .
Die Bilanz ist negativ . Positiv zu wer¬
ten ist nur die Tatsache , daß die Ingangset¬
zung des Marshallplanes eine Möglichkeit
gibt, in bescheidenem Rahmen zu leben und
aufzubauen.

Werden dazu tfhsere Kräfte ausreichen?
Machen wir Inventur ! Was ist an Substanz
noch vorhanden, um aktiviert zu werden?

Die Hauptmasse besteht aus den Trüm¬
mern, die ein total geführter und total
verlorener Krieg zurückgelassen hat.
Dazu kommt ein. an der Grenze seiner
seelischen und materiellen Leistungs¬
fähigkeit angelangtes Volk , das durch
Not , Sorge und Entbehrung in Gefahr
ist, Opfer und Beute falscher Propheten
zu werden. Droht nicht der Riß , der
Deutschland geographisch in zwei Hälf¬
ten zu teilen scheint , auch durch das
deutsche Volk selbst zu gehen , weil eine
sich in Formalismus verstrickende Ent¬
nazifizierung die Wiederherstellung des
inneren Gleichgewichts verzögert? Sind
hungernde und frierende Menschen ,
abgerissen in Kleidung und Schuhwerk,
aufnahmefähig, die inneren Werte der
Demokratie zu erkennen? "Steht eine
teilnahmloseJugend dem polUi-rticn Ge¬
schehen nicht ablehnend gegenüber und
sucht Ablenkung in Sport und sonstigen
Abwechslungen des Alltages ? Warten
nicht Frauen , Töchter und Kinder auf
die Heimkehr des Mannes , «tos Bru¬
ders und Vaters? Glaube und Hoffnung
sind Onfer der Flut der Enttäuschungen
geworden .

Wer im Denken düchterner Realpolitik im
Geiste Stresemann’s erzogen ist , kommt zu der
Feststellung, daß eine ähnliche Bilanz im JahfV
1948 die Aufstellung für eine Inventur d«
Jahres 1949 überflüssig macht

Sollen wir deshalb verzagen? Können wir
noch etwas in die Wagschale werfen? Wir
beantworten die Frage positiv. Wir haben den
Willen , zu leben und zu arbeiten und fühlen
uns her europäischenVölkergemeinschaft ver¬
bunden und verpflichtet. „Deutschland ist das
industrielle Herz Europas und die einzige
Stelle, von der alle europäischen Wirtschaften
diejenigen Güter beziehen können.- die sie un¬
bedingt brauchen“

, stellt der stellvertretende
Direktor der Wirtschaftsabteilung der ameri¬
kanischen Militärregierung für Deutschland,
Humphrey, fest.

Diese Feststellung soll uns Wegweiser in das
kommende Jahr sein . Sie zeigt uns ein Ziel
und sie stellt uns eine Aufgabe , für d >e es
wert ist zu leben und zu arbeiten. Wir wissen,
wo wir stehen, wir kennen unsere Armut und
die Bescheidenheitder uns zur Verfügung ste¬
henden Mittel und Kräfte . Aber uns beherrscht
das Pflichtgefühl gegenüber uns selbst und
der Welt .

So schlagen wir das Hauptbuch für das neue
Jahr auf und schreiben auf die erste Seite das
schlichte Goethewort:

„Der Geist , aus dem wir handeln,
ist das Höchste ." f.
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W ürttemberg«badischer Landtag
Hir ungeteiltes Deutschland

Stuttgart . Der württemberg -badische Land¬
tag gibt die Hoffnung auf das Zustandekom¬men eines einheitlichen Deutschlands trotz der
Uneinigkeit der Siegermächte nicht auf, aber
er wünscht keine Einheit unter Verzicht aufdas östliche Deutschland, erklärte der Württem-
bergisch-badische Landtagspräsident Wilhelm
Keil in einer Ansprache zum Abschluß der
diesjährigen Landtagsarbeit .

„Wir können keinen Milliarden-Tribut auf
uns nehmen, für den die moralische und poli¬
tische Begründung noch zu prüfen ist“

, fuhr der
Landtagspräsident fort . „Der Entschädigungs¬
anspruch einer Großmacht, die mit Hitler
einen Pakt abgeschlossen hat , damit er seinen
Raubkrieg beginnen könne, steht auf schwa¬
chen Füßen.“

Eisenbahnunglück bei Neuwied
forderte 41 Tote

Koblenz. Am Montag , den 22 . Dezember, er¬
eignete sich bei der Bahnstation Fahr - Irlich
in der Nähe von Neuwied ein schweres Eisen¬
bahnunglück. Die D -Züge Basel-Dortmund
und Köln-München, beide sehr überfüllt ,stießen zusammen. An der Unfallstelle spiel¬
ten sich ergreifende Szenen ab. Feuerwehren,
Sanitätskolonnen und Sonderzüge waren in
kurzer Zeit zur Stelle, um die Opfer zu ber¬
gen . Bisher sind 41 Tote und etwa 120 Ver¬
letzte zu verzeichnen. Das Eisenbahnunglück
ist wahrscheinlich durch Ueberfahren des
Einfahrtssignals auf dem Bahnhof Fahr-Irlich
durch den Lokführer des einen D-Zuges ver¬
ursacht worden. Die Untersuchung ist noch
im Gange.

Luftwaften»Autrüstungj in USA
Washington. Die Dienststellen der amerika¬

nischen Luftwaffe teilen mit, daß die Stär¬
ken der amerikanischen Luftstreitkräfte im
Laufe der nächsten 6 Monate von zur Zeit
335 000 Mann auf 401 000 Mann erhöht wer¬
den. Die Kurse für Flugschüler werden ver¬
dreifacht werden. Damit wird Sich die Anzahl
der Offiziere, die anfangs 1949 diese Schulen
verlassen, auf 2 000 erhöhen.

England veröffentlicht deutsche Dokumente
Hohe Verluste und Materialmangel in der Schlacht um die Normandie

t London . Das britische Kriegsministeriumveröffentlicht neue Dokumente des deutschenOberkommandos über die Schlacht in derNormandie. Die Dokumente erstrecken sichüber den Zeitraum vom 20 . Mai bis 11 . Okto¬ber 1944.
Der Hauptteil besteht aus Berichten der

Heeresgruppe B an den OberbefehlshaberWest . Seit dem 11 . Juni meldete Rommel, derdie Heeresgruppe B mit der Front zumAermelkanal und der Nordsee führte , demOberkommando der Wehrmacht, „die in ge¬wisser Hinsicht erdrückende Ueberlegenheitder feindlichen Luftwaffe“ und die Ueber-' legenheit der alliierten Ausrüstung sowie dieWirksamkeit des starken Eingreifens vonFallschirm- und Luftlandetruppen . Am 17 .Juli hatte die Wehrmacht bereits über 100 000Mann allein an der Normandiefront verloren.Die alliierten Kräfte wurden zu dieser Zeitauf 37 Divisionen geschätzt, mit 585 schwe¬ren und leichten Batterien . Die Deutschenerhielten nur unbedeutende Verstärkungen .
Von Kluge berichtete dem Hauptquartier

,und Hitler selbst faßte den Plan zu einer
Gegenoffensive, die , falls sie geglückt wäre,zu einem allgemeinen Angriff auf den ame¬rikanischen Korridor erweitert worden wäre.Vergeblich hatte v. Kluge vorher gemeldet,daß er keine Mittel habe, um eine solche
Operation durchzuführen . Die Schlacht umdie Normandie war verloren . Sie kostete die
Deutschen nach ihren eigenen Schätzungen158 000 außer Gefecht gesetzte Soldaten.Der Rückzug gegen die Seine wurde infürchterlicher Unordnung durchgeführt . Alsdie deutschen Armeen versuchten, sich an derSeine und Yonne , später an der Somme undMarne neu zu gruppieren , wurden die Alli¬ierten auf 53 Divisionen und 14 000 Flugzeugegeschätzt . Die deutschen Panzerdivisionen hat¬ten hingegen nur mehr 10 bis 20 intakt ge¬bliebene Panzer . Es wurde Befehl gegeben,sich bis zum äußersten zu wehren , um diesechs Wochen zu gewinnen, die erforderlichwaren , um die befestigten Stellungen an der
Reichsgrenze in Verteidigungszustand zubringen.

BLICK UEBER DIE ZONENGRENZEN
Reiseverkehr Ostzone — britische Zone ge¬

sperrt? Nachrichten aus Hannover zufolge
weisen in Nordhausen Anschläge die deutsche
Bevölkerung und die deutschen Reisenden
darauf hin, daß auf Grund der politischen
Lage jeglicher Reiseverkehr Ostzone —britische
Zone gesperrt ist. Dies gilt ebenfalls für In¬
haber von Interzonenpässen . Die Plakate
wurden von den Behörden von Nordhausen
(Harz) an der Grenze zwischen der Ostzone
and der britischen Zone angeschlagen.

Verschmelzung der Gewerkschaften der
Doppelzone. Der Vorsitzende der deutschen
Angestelltengewerkschaft in Hamburg, Wil¬
helm Doerr, erklärte in einer Stellungnahme
zu den sich häufenden Meldungen über eine
bevorstehende Verschmelzung der Gewerk¬
schaften der Doppelzone , daß damit nicht vor
Mitte nächsten Jahres zu rechnen sei . In den
Verhandlungen, die zur Zeit zwischen den
verschiedenen Industrie -Gewerkschaften bei¬
der Zonen stattfinden , würden lediglich die
Voraussetzungen für die Möglichkeit einer
Vereinigung geprüft .

Produktion der Luxusartikel in der US-
Zone Deutschlands soll gesteigert werden . Die
militärische Abteilung des Amtes für zivile
Angelegenheiten gab am Mittwoch bekannt ,daß alle Anstrengungen gemacht werden, um
die Produktion von Luxusartikeln in der ame¬
rikanischen Zone Deutschlands zu steigern.
Der Sprecher betonte , daß die Fabrikation
von Gegenständen, wie photographische Appa¬
rate , Keramjk, Spielzeug, nur den geringsten
Teil der einfeeführten Rohstoffe benötige und

Werke beschäftige, die nicht zum deutschen
Kriegspotential gehörten.

In Berlin sollen weitere 500 weibliche
Schutzpolizisten mit Genehmigung der Alli¬ierten Kommandantur eingestellt werden . DiePolizistinnen sollen in erster Linie im Büro¬dienst Verwendung finden.

Ueber 2000 Personenwagen , Omnibusse ,Lastwagen und Kraftfahrzeuganhänger deut¬schen Fabrikates , die von der amerikanischenArmee in den befreiten Ländern Europasgekauft wurden, sind im Laufe der vergange¬nen acht Morfate für die deutsche Wirtschaft
freigegeben worden.

Höherer Lebensstandard in der Bizonedurch Marshall-Plan . Die Einbeziehung derwirtschaftlich vereinigten britischen und ame¬rikanischen Besatzungszone in den Marshall-Plan bezeichnete der politische Berater Ge¬neral Lucius D. Clays , Botschafter Murphy,in einem Interview als einen entscheidendenSchritt auf dem Wege zur wirtschaftlichen
Gesundung der Bizone . Allgemein könneeine wesentliche Hebung des Lebensstandardsin der Bizone erwartet werden.

Die Produktion des Volkswagenwerkes wirdim kommenden Jahr für den Export und die
deutsche Wirtschaft zur Verfügung stehen,soweit sie nicht als Ersatzbedarf von der Be¬
satzungsmacht beansprucht wird , wie die
Hauptverwaltung Strassen mitteilt . Der Be¬darf der Besatzungsmacht an Volkswagenwird nach Ansicht der Hauptverwaltung in
den nächsten Monaten befriedigt sein.

Ende September gibt Model , der jetzt die
Heeresgruppe B befehligt, einen Lageberichtan v . Rundstedt. Die deutschen Jagdflug¬
zeuge sind aktiver geworden, aber der Geg¬ner behält die Luftherrschaft und die klare
Ueberlegenheit am Boden : Die Truppen sind
übermüdet. Er verlangte, daß diese Tat¬
sachen dem Führer gemeldet werden.

Das britische Luftfahrtministerium veröff¬
entlichte weiter einen internen historischen
Bericht der Abteilung der Luftwaffe über die
Entwicklung des Luftkrieges.

Es wird festgestellt, daß die Bildung und
Entwicklung einer englisch -amerikanischen
Luftflotte dem alliierten Oberkommando ge¬stattete , 1941 starke Bomberverbände über
Deutschland einzusetzen und durch ihre
Ueberlegenheit an Jagdflugzeugen die Luft¬
herrschaft an der Küste des Aermelkanals zusichern. Die Schlacht um die Luftherrschaft
spielte sich über Frankreich und Belgien ab.Die deutschen Jäger wurden mehr und mehr
dezimiert und in das Innere Deutschlands undder besetzten Länder verlegt. Die Angriffe
gegen die Industrien im Reich erfordertenferner die Verstärkung der Geschwader im
Reich auf Kosten derjenigen im Westen.

Am Tag „J“ , dem Tag der Landung , wirdin dem Bericht hervorgehoben, habe die Luft¬waffe nur mehr unerfahrene Besatzungen denalliierten Fliegern gegenüberstehen. Das 2.
Luftkorps, das den Hauptteil der Luftvertei¬
digung in Frankreich bildete, hatte nur mehr
48 kampffähige Maschinen. Diese Lage hatte
tragische Folgen für die Bewegungen der zurFront dirigieten Truppen , denn die alliiertenBomber nutzten ihre Ueberlegenheit aus, um
Tag und Nacht die Eisenbahnlinien, Straßenund Brennstoffdepots anzufliegen.

Neue Zeitung der LDP in Berlin
Berlin. Die erste Nummer der neuen Zei¬

tung „Montagsecho “ , die von der Berliner
Landesleitung der LDP in Opposition zu der
sowjetisch lizenzierten LDP-Zeitung „Der
Morgen “ herausgebrächt wird , erscheint unter
britischer Lizenz . Lizenzträger sind Carl Hu¬
bert Schwennicke , Rudolf Markewitz, Hans
Reif und Erwin Erich Torenburg . Sie nennt
sich „Die ^Liberale Montagszeitung, unab¬
hängig und unzensiert“ . „Das „Montagsecho“will mit dazu beitragen, ein nur von deut¬
schem Geiste getragenes demokratisches
Staatswesen zu formen.“ ^

Brand im Berliner LDP »Büro
Berlin . In den Büroräumen des Landes¬verbandes Berlin der LDP brach am ersten

Weihnachtsfeiertag ein Brand aus. Das Büro
befindet sich im russischen Sektor. Anderthalb
Zimmer der im dritten Stock eines großenBürohauses gelegenen Räume brannten völligaus . Wichtige Akten sind seitdem verschwun¬den. Ueber die Brandursache ist nichts be¬
kannt .

Die Portierfrau sagte aus, daß sie am Nach¬
mittag des ersten Feiertages Rauch aus zwei
Oefen bemerkt hatte , obwohl sich um dieseZeit niemand von der Landesleitung im Bürobefand. Nach Erklärung des Landesverbandesist im Laufe der letzten Wochen mehrmals
aufgefallen, daß am Montag Glut im Ofen
eines Zimmers war , obgleich die Zimmer überdas Wochenende nie geheizt wurden.Das Büro des Landesverbandes Berlin , derin Opposition zur Zonenleitung der LDP steht,befindet sich zur Zeit im Umzug nach demamerikanischen Sektor.

Zeitungsverbot
Koblenz. Die Militärregierung der französi¬

schen »jBesatzungszone hat verfügt , daß die in
Mainz herausgegebene SPD -Zeitung „DieFreiheit“ vierzehnTage lang nicht erscheinendarf.

Otto Rombach :
Silvester im Gebirge

Durch den Schnee , der die Pfade und
Schluchten verweht hatte , waren wir herauf-
gekroehen aus dem Tal und saßen nun dro¬
ben in einer Blockhütte hinter dick verfrore-

! nen Fensterscheiben. Ein kleiner , verkrüp¬
pelter Tannenbaum — aus niedriger Düne
unter Windgeschütztem Steilhang hatten wir
seine Krone herausragen sehen — schmückte
den klobigen Tisch , Krachend zerbarsten die
Scheite im offenen Kamin und warfen den
Widerschein zuckender Flammen an die
braune Decke.

Langsam liefen die Tränen des geschmol¬
zenen Kises am Fenster herunter , aber größerund größer wurde der Kreis, den mein Hauch
blies . Fern sah ich die Zinken in blassendem
Rosa verglimmen, im Tal ein Licht . . .

Und neben mir knisterte würzig ein Ast
unseres kleinen ärmlichen Tannenbaums . . .

Uns dünkte die unbewohnte Stube gäbe aus
ihrem Gebälk den kalten Atem des Winters.
Nun drang die Wärme der Tannenscheite
langsam durch ; aber noch immer war die
Kälte um uns hierum wie in Schichten aufein¬
andergelagert. Das Schneewasser, das von un¬
seren derben Schuhen troff , zeichnete die
Nagelbilder auf den Dielen nieder.

Obwohl wir uns alle kannten , saßen und
gingen wir wortkarg umher . War es die All¬
macht der Berge, die in ihrer winterlichen
Majestät vor uns aufragten , oder war es die
Weihe der letzten Stunde im Jahr — wir sa¬
ßen still zusammen, schlürften ein heißes Ge¬
tränk und starrten dann durch die niedrigenFenster hinaus in die Nacht.

Hier war weder Glocke noch Uhr , die unsden Schlag der Jahreswende hätte* verkün¬
den Können: nur unsere Taschenuhren, die

wir auf dem Bahnhof genau verglichen hat¬ten , gaben uns Bescheid . Vor uns auf der kah¬len Tischplatte lag das gelbe Schutzgehäuse,und der schmale Zeiger schob sich langsamvor . . .
Noch fünf Minuten! *
Auf der Gipfelhöhe , wo die unendliche

Welt vor uns ausgebreitet lag , wo wir drunten
die Dörfer und Städte der Menschen imDunkel des Tales liegen sahen und nur der
Himmel über uns und die Berge um uns
unsere Welt bildeten, dort oben wollten wir
diese Minute erleben.

Wir stampften im knietiefen Schnee zu dem
Kreuz, das in seinem eisernen Gestäbe weit
übers Land zu sehen ist . Da hörten wir plötz¬
lich aus der Tiefe , die im Mondlicht klar und
gläsern und nur von punkthaft feinen Lich¬
tem durchbrochen war, den fernen Klang von
Glocken , Rufe wurden laut — das neue Jahr
hatte begonnen!

Freiburger Theaterbrief
Claus Clausen gastierte in den Kammer¬

spielen als Hjalmar Ekdal in Ibsens von Franz
E v e r t h inszenierter „W i 1 d e n t e “. Ueber den
Dichter wird seit etwa zwanzig Jahren immer wie¬
der das Urteil gefällt , er sei veraltet . Das er¬
lebten wir bereits vor 1933, als in Berlin
Agnes Straub in der Stresemannstraße die Hedda
Gabler verkörperte . Zehn Jahre später — Hilde
Krahl gestaltete eine ungemein plastische Nora —
hatte sich nichts geändert . Und auch heute gilt
das gleiche Wort : Laßt ihn nur toben , den Alten
von Skien ; was er erbittert forderte , hat für uns
kein Gewicht mehr }

Gewiß , Ibsen hat die Epoche des naturalistischen
Dramas eineeleitet , das heute zumindest dort , wo
das Menschliche nicht hindurchleuchtet , tot ist .
Zueeeeben auch „ daß er sich in Theorien der Ver¬
erbung verrannte , die medizinisch freilich schon
18»fl als unhaltbar erschienen .

Nun aber das Positive : Wo haben wir unter den
Heutigen eine so konsequente Komposition des
Dramas , die aller stilkundliehen Prüfung stand -
hält ? Wo fanden sich seit Schiller so brillante

Aktschlüsse ? Wo verband sich die Leidenschaft umdas Ethos mit so klarem Verstand ?
Die „Wildente “ ist allerdings eines der schwäche¬

ren Stücke , dem der Geruch der Plüsch -Problema¬tik allzusehr anhaftet . Wir verstehen nicht , warumman gerade zu diesem Ibsen ’schen Drama griff ,das bei einer wenig greifbaren Symbolik uns be¬
langlos erscheinende Seelenregungen langatmig
zerglieflert . Es hätte zumindest in den ersten Ak¬ten energischer striche bedurft , um diese zer -
quälende Analyse aufs Wesentliche zu beschrän¬ken . Claus Clausen zeigte mit seiner souverä¬
nen Kunst den menschlichen Kern seiner ' Bolle auf :den Zwiespalt swischen idealistischem Aufschwungund einer den gesellschaftlichen Vorurteilen unter¬
worfenen Bedeutungslosigkeit . Philipp Orle -m a n n stellte mit seinem alten Ekdal ein mensch¬liches Wrack auf die Bühne , während Hanne -
lore Liedke als Hedwig Ekdal der kindlichen
Naivität ebenso sicher Ausdruck verlieb wie demersten Ahnungsvermögen . Kurt Heinz Welkewar ein seriöser , doch kalt rechnender Großkauf¬
mann Werle . Wilhelm Frye spielte den Arzt
Relling zu laut und zu wenig proflliert . Fried -
rich v . Bülow wirkte als dei die Wahrheit pre¬digende Gregers nicht als gleich starker Gegen¬part zur Hauptfigur . Das Bühnenbild traf denGrauton der Ibsen ’chen Atmosphäre .

Man ging mit dem Bewußtsein heim , daß einanderes Stück des zürnenden Nordländers unserennicht weniger verhängnisvoll in Vorurteile ver¬strickten Zeitgenossen mehr gegeben hätte , trotzder in der „Wildente “ resignierend veranschaulich¬ten Weisheit von der „Lebenslüge “ als der Vor¬
aussetzung des Glückes .

Das Märchenspiel nach den Gebrüdern Grimm
„Schneeweischen und Rosenrot “ , vonHermann Stelter für die Bühne bear¬beitet , stellte einen besonders glücklichen Griffder Freiburger Kammerspiele dar , ja die erfreu¬lichste Leistung der bisherigen Saison . Ein echter
Märchenton schwingt über der entzückend darge¬brachten Handlung , für die Renate Rieß treff¬liche bühnenbildnerische Einfälle und Anna
Franziska Grub sowie Cosmas Schiele
phantasievolle Kosttime schufen . Erfreulich mutetebei diesem Kabinettstück deutscher Märchendich¬
tung die stete Verbindung zwischen dem Bühnenvor¬
gang und dem begeistert folgenden jugendlichen
Publikum an . Dem Ensemble bereitete es sicht¬
liches Vergnügen , diese dankbare Zuhörerschaft
mW ihrem bezaubernden Spiel zu ergötz « !. Dr . F .

Unter dev

Staatspolitik oder Pavteipolitik ?
2 Die Fraktion der Demokratischen Partei

hat am 15. 9. 1947 unter Hinweis auf die Not¬
lage des ehemaligen Zollausschlußgebietes
eine förmliche Anfr^ve an die Regierung ge¬richtet und Auskurl zu -erbeten , ob die Re¬
gierung bereit sei , ^ollaussehluß wieder
herzustellen bzw. welchi’' Schritte bereits von
der Regierung unternommen wurden , um die
Voraussetzungen dafür zu schaffen.

Die Badische Landesregierung hat unter
dem 6 . November 1947, Briefbuchnummer
8033 , durch den Herrn Staatspräsidenten per¬
sönlich geantwortet . Der letzte Absatz dieses
Schreibens lautete :

„Die Wiederherstellung des Zollaus-
, Schlusses ist jedoch eine hervorragend

politische Frage . Sie hätte unter den heu¬
tigen Umständen- zwangsweiseauch einen
Währungs- und Wirtschaftsanschluß an
die Schweiz zur Folge . Dadurch ging u . U.
der Reichtum an landwirtschaftlichen Er¬
zeugnissen für den deutschen Ernährungs¬
sektor verloren .“

Am 2. Dezember wurde die Beratung der
förmlichen Anfrage der DP auf die Tages¬
ordnung der Sitzung vom 11 . Dezember ge¬setzt. Mittlerweile fand am 7 . Dezember eine
Versammlung der CDU in Jestetten statt , zu
der der Landesvorsitzende der CDU mit
mehreren Abgeordneten erschienen waren.
Plakate kündigten an , daß auch über den
Zollausschluß gesprochen werden sollte. Das
geschah auch reichlich und zwar in der Form,als ob die CDU allein die Interessen des ehe¬
maligen Zollausschlußgebietes vertreten
würde.

Daraufhin nahm ein Diskussionsredner der
DP des Ortsvereins Jestetten das Wort und
gab unter Verlesung der Regierungsantwortvom 6. November seinem Zweifel Ausdrude,ob im Hinblick auf die erteilte Regierungs¬antwort vom 6. November tatkräftige Hilfe
bei der Verwirklichung des Zollausschlußge -
dankens von der Staatsregierung zu erwar¬ten sei . Die Verlesung der Regierungsantwortwar den anwesenden CDU Abgeordnetenaußerordentlich peinlich und sie bezweifel¬
ten die Echtheit des Briefes. Man wies darauf
hin , daß die CDU oder ihre Fraktion voneiner Antwort Bescheid wissen müßte.

Im Verlauf der am 11 . und 12 . Dezember
stattgefundenen Landtagssitzung verlas derHerr Staatspräsident persönlich die Antwortder Staatsregierung mit dem Hinweis, daß

:rii£6Si.-i£?LiBit der Bearbeitung beauftragt ha¬be, um dadurch die Bedeutung zu unterstrei¬chen, die die Regierung dieser Frage bei¬messe.
Die demokratische Fraktion war außer¬ordentlich überrascht , bei der Verlesung desSchlußabsatzes der '

Regierungsantwort einevöllige Abweichung von der der Fraktionübermittelten Antwort vom 6 . November fest¬stellen zu müssen,
Der Schlußabsatz lautete jetzt folgender¬maßen:

„Ohne die Schwierigkeiten der Wieder¬
herstellung des undemokratisch durch die
nationalsozialistische Regierung beseitig¬ten Zollausschlußes zu . verkennen, wirddie Regierung sobald die Möglichkeit ge¬boten ist , die erforderlichen Schritte ejn-
leiten , um der isolierten Lage dieser rund
4 000 Badener in zollpolitischer Weise
Rechnung zu tragen .“

Tatsächlich wurde der Fraktion vier Tagenach der stattgefundenen Landtagssitzungdurch das Büro des Landtags mit dem Datumvom 16. Dezember 1947 die geänderte Antwortder Staatsregierung mit der Briefbuchnummer
9 410 und dem Datum vom 11 . Dezember 1947mit dem Vermerk übermittelt , daß es sich umeine „weitere Äußerung“ der Badischen Lan¬
desregierung handle.

Was ist in der Zeit vom 6. Novemberbis zum
11 . Dezember erfolgt, um diesen Stimmungs-ilmschwung bei der Regierung hervorzurufen?War es die Einwirkung der Jestetter Ver¬sammlung und der Druck der eigenen Partei ,die den Herrn Staatspräsidenten veranlaßte ,die Antwort etwas günstiger zu gestalten?Haben vielleicht zwischenzeitliche Verhand¬lungen stattgefunden , die dem Herrn Staats¬präsidenten in Abweichung seiner Antwortvom 6 . November eine günstigere Beantwor¬tung erlaubten ? Warum hat der Herr Staats¬
präsident dann in seiner Beantwortung im
Landtag am 12. Dezember nicht auf dieseTatsache hingewiesen und eine Begründungfür seine veränderte Stellungnahme gegeben ?

Wir aber fragen : Werden förmliche Anfra¬
gen des Landtags als oberste Vertretung des
Volkes vom Standpunkt der Staatspolitik od°rder Parteipolitik aus beantwortet?

An nnseve Leser !
Die nächste Ausgabe unserer Zeitung erscheint

am 6. Januar 1947 .

„DAS NEUE BADEN “.
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Niedersachsen im Jahre 1947
Von unserem niedersächsischen E. B.*Korrespondenten

Rückblick halten bedeutet, einen Augenblick
verweilen und an dem Ausmaß des zurück¬
gelegten Weges und der überwundenen
Schwierigkeiten die noch zu leistende Arbeit
übersehen.

Es ist keine freudige Aufgabe für das
Land Niedersachsen, die wirtschaftliche und
poliiiscne Recnnung für das Jahr 1947 aufzu¬
machen. Wie die jedes anderen deutschen
Landes wurde auch die Situation Nieder-
sacnsens maßgeblich durch die Maßnahmen
in der Besatzungspolitik beeinflußt, wenn
nicht gar bestimmt. Wenn trotz allem ein er-
heblicner Teil der Schwierigkeiten überwun¬
den wurde, dann ist das in erster Linie das
Verdienst der persönlichen privat«! Initiative,
die mit bewährter Zähigkeit der immer grö¬
ßer werdenden Not Halt gebot. Ganz Nieder¬
sachsen sah denn auch in diesem Jahre voller
.Erwartung und zum Teil wohl auch mit
Skepsis der Frühjahrsmesse entgegen. Zum
ersten Male seit . 1939 wurde im deutschen
Westen sowohl dem Ausland als auch dem
Inland wieder die Gelegenheit gegeben , sich
von dem Ausmaß des Arbeitswillens und der
MöglichkeitenDeutschlands für einen Gesamt¬
wirtschaftsaufbäu eine halbwegs umfassende
Vorstellung zu machen. Wenn man sich auch
keinen Illusionen über den Erfolg der Messe
in weitesten, Kreisen hingab, kann doch heute
gesagt werden, daß sie auf jeden Fall ein
ausgezeichnetes Spiegelbild der wirtschaftli¬
chen Regsamkeit im Lande Niedersachsen ab¬
gab. Allerdings wird schon heute klar , daß
der niedersächsische Binnenmarkt durch die
wichtigsten Exportgüter Niedersachsens in der
Vergangenheit und , ja wohl auch näheren
Zukunft — Holz und Zement — nicht uner¬
heblich beschnitten wird. Dieser Export hat
Seine härtesten Auswirkungen gezeigt auf
dem Bausektor, dessen Bedeutung für eine
wirtschaftliche Erholung außer Zweifel steht.

Ueber alle politischen Diskussionen hinweg
ist die Wirtschaft ihre eigenen Wege gegan¬
gen . Durch den Ausfall von Maschinen be¬
dingt , ist sie zu einem großen Teil auf aus¬
schließlich handwerkliche Fertigung zurückge¬
gangen, die allerdings zu übersteigerten Prei¬
sen angeboten , wurde. Wenn auch das Land
Niedersachsen sich in der vorteilhaften Lage
befindet, nicht ein einseitig landwirtschaftlich
oder industriell bestimmtes Land zu sein ,
war seine Wirtschaft doch im Grundsätzlichen
an den Kreislauf der deutschen Gesamtwirt¬
schaft gebunden. Das wirtschaftliche Volumen
war von der Kohlen- und Stromzufuhr ah-
hängig, die auch nicht annähernd den not¬
wendigen Bedarf decken konnte. Eine fühl¬
bare Verteuerung des nichtlebenswichtigen
Verbrauches beschnitt den Aufwand erheb¬
lich und schöpfte die zum Konsum verfüg¬

bare Geldmenge bedeutend ab. Dir itrnnt
worturigsvöllen wirtschaftlichen Kreise des
Landes ließen erkennen , daß man sich auf
die harten Tatsachen eingestellt hat und nur
äußerste Sparsamkeit , schärfste Kalkulation
und größtmöglichste Ausnutzung aller techni¬
schen Einrichtungen die Voraussetzungen sind ,
um die Wirtschaft im Laufen zu halten.

Eine fühlbare Erleichterung des wirtschaft¬
lichen Lebens machte sich jedoch durch die
erhebliche Steigerung des Verkehrs bemerk¬
bar . Hier war eine verantwortungsfreudige
Lebendigkeit am Werke, die das notwendige
Maß von Güter- und Personentransporten
gewährleistete.

Einer starken Belastung war die Gesamt¬
wirtschaft durch den nie versiegenden Zu¬
strom neuer Flüchtlinge aus dem Osten aus¬
gesetzt. Von den etwa 3,5 Millionen Flücht¬
lingen in der britischen Zone befinden sich
über die Hälfte im Lande Niedersachsen, die
in das Wirtschaftsleben eingefügt werden
mußten . Das hat zu einer angespannten er¬
nährungswirtschaftlichen Lage des Landes
geführt , zumal die Gesamtfläche im Gegen¬
satz zu der Zeit vor dem Kriege sich so gut
wie nicht verändert hat . Alle Bemühungen
waren darauf abgestellt die Fettlücke zu
schließen, was zu einem Anwachsen des Raps¬
und Rübenanbaues bis zu 500 Prozent führte.

Alle Schwierigkeiten aber wurden über¬
lagert durch die Unsicherheit, in welche die
Wirtschaft nun vornehmlich durch das Re¬
parationsproblem gestellt wurde, das in diesem
Jahre zu einer politischen Frage erster Ord¬
nung geworden ist . Es war dennoch über¬
raschend, daß die unternehmerische Initiative
nicht in dem Maße gelähmt wurde, wie man
erwarten konnte. Man spürte überall im
Lande ein „Trotzdem!“, das wahrscheinlich
das stärkste Positivum der niedersächsischen
Wirtschaft des Jahres 1947 gewesen ist und
eine durchaus berechtigte Hoffnung auf wei¬
tere Belebung für das Jahr 1948 aufschließt.

Das politische Gesicht des Landes wurde
maßgeblich bestimmt durch die im Mai statt¬
gefundenen Wahlen zum Niedersächsischen
Landtag , die eine knappe bürgerliche Mehr¬
heit ergaben, in einem Augenblicke, da die
Frage der Sozialisierung der Grundstoffin¬
dustrien gerade die Gemüter erregte. Diese
Frage hat denn auch die niedersächsische
Regierungsbildung recht ungünstig beeinflußt,
so daß das Land etliche Wochen ohne eine
dem Ausgang der Wahlen entsprechende
neu gebildete Regierung blieb. Das hat dazu
geführt , daß das Parlament in eine vollauf
negative Arbeitsweise hineingesteuert ist, da
eh*e Unsumme liegengebliebener Arbeit je¬weils in wenigen Stunden oder gar oft auch
Minuten durchgepaukt werden mußte und die
wichtigsten Fragen, wie die der Verfassung.

tag besonders durch die Besetzung der poli¬
tischen Schlüsselstellungen von Seiten der
SPD und der Niedersächsischen Landespartei
aus, zu denen die politische Mitte der FDP
in Opposition steht , die auch der Regierung
ihp Vertrauen nicht ausgesprochen hatte . So
stand die FDP jeweils im Brennpunkt der
Angriffe von links und rechts. Dieser Kampf
wird seine breiteste Plattform in der kom¬
menden Debatte um die NiedersächsischeVer¬
fassung finden. Die politischen Gegensätze
haben in Niedersachsen ihr Schaufenster nicht
so sehr in der Oeffentlichkeit als hinter ver¬
schlossenen Türen gefunden, so daß die
Festigkeit der Regierungskoalition nur eine
sehr bedingte bzw. scheinbare war . Das ver-

Das Jahr 1947 begann in den amerikanisch
besetzten Teilen von Württemberg und Baden
mit einiger Zuversicht. Am 24. November 1946
war in freier und geheimer Wahl der neue
Landtag gewählt worden. Am 20. Dezember
1946 stellte Dr. Reinhold Maier seine aus Ver¬
tretern aller Parteien gebildete ' Koalitions¬
regierung vor. als deren vordringlichste Auf¬
gaben er die Bekämpfung der Not und die Er¬
richtung eines Rechtsstaates bezeichnete.

Kaum hatten sich Regierung und Landtag 1
an die Arbeit gemacht, setzte eine heftige und
bedenkenlose politische Agitation gegen Per¬
sönlichkeiten und Parteien ein, die am 23.
März 1933 im Reichstag dem Ermächtigungs¬
gesetz zugestimmt hatten . In diesen Wochen
erreichte die Not des Winters ihren Höhe¬
punkt . Schließlich gelang es, die Hysterie zu
überwinden und zu der so dringend nötigen
sachlichen Arbeit zurückzukehren.

Die Leistungen des Landtags fanden anfangs
keine gute Presse. Auch wir sehen die Fehler
und Schwächen , die menschlichen Unzuläng¬
lichkeiten nur zu deutlich, die diesem ersten
Versuch einer echten Volksvertretung noch an¬
haften mach der ungeheuerlichen Verwüstung
wertvollster Menschenleben anhaften müssen.
Wir haben auch mit unserer Kritik nicht zu¬
rückgehalten. Es ist aber ungerecht, ange¬
sichts der heutigen Gesamtlage mehr von ihm
zu verlangen, als er zu leisten imstande ist:
nämlich immer wieder seine Stimme für die
notleidende Bevölkerung zu erheben, die ver¬
antwortlichen Behördenvertreter aufzufor-
dem . ihre Maßnahmen und Absichten zu er¬
klären und zu rechtfertigen, immer wieder zu

gangene Jahr hat alle Voraussetzungen da¬
für geschaffen , daß die Koalition möglicher¬
weise bei der in Kürze zu erwartenden Be¬
handlung der Bodenreform auseinander
bricht. Die Labilität dieser Koalitionsarbeit
hat denn auch dazu geführt , daß die an¬
fänglich zahlenmässig gute Beteiligung der
Bevölkerung am politischen Leben in der
Form von Wahlen auf ein Maximum von 60
Prozent (teilweise 40 Prozent ) herunterge¬
gangen ist und eine starke Interessenlosigkeit
Platz greift. Allein die FDP konnte bei die¬
sem Rückgang ihre Stellung festigen und
darf dem neuen Jahre beruhigt entgegen¬
sehen.

Ein harter Weg liegt hinter uns und mit
dem wenigsten sind wir zufrieden ; aber ge¬
rade dieser Umstand spornt umsomehr unse¬
ren Willen an und die Devise des Landes
Niedersachsen für das Jahr 1948 ist ein ent¬
schiedenes : Trotzdem!

Ein Beispiel dafür war der Vorstoß der De¬
mokratischen Volkspartei, um die Entnazifizie¬
rung in Bahnen zu lenken, die mit unserer
Auffassung eines Rechtsstaates besser über¬
einstimmen. Am 25. Juli 1947 brachte unsere
Fraktion im Landtag einen Initiativgesetz-
entwurf ein, der zum Ziel hatte , die Verfahren
zu vereinfachen und zu beschleunigen, die
größten Härten zu beseitigen und vor allem
die dauernde Wiederaufhebung von schon
längst rechtskräftig gewordenen Sprüchen un¬
möglich zu machen . Dieser demokratische Ge¬
setzentwurf wurde mit einigen Aenderungen
vom württembergisch-feadischen Landtag am
1 . August einstimmig angenommen. Wenn
schließlich , nach zwei Monaten angestrengter
Verhandlungen im Länderrat . das Endergeb¬
nis hinter den Erwartungen zurückblieb, so
lag das nicht etwa nur bei der Besatzungs-
macht, sondern vor allem auch daran , daß es
Deutsche gibt, die offenbar aus der Entnazifi¬
zierung einen Lebensberuf machen wollen.

Auch die vom Landtag voll unterstützten
Bemühungen der Regierung, die Demontagen
abzuwenden oder doch wenigstens zu mildem,haben bis zum Scheitern der Londoner Kon¬
ferenz zu keinem greifbaren Erfolg geführt.

In Ungewißheit und Enttäuschung wurden
am 7. Dezember die Gemeinderäte und Kreis¬
tage neu gewählt. Während KPD und CDU
beträchtliche Verluste erlitten und die SPD
ihre Stellung ungefähr hielt, machte die
DVP fast überall weitere Fortschritte : ein
weiterer Beweis dafür , dajß zwischen den kon¬
fessionell oder marxistisch rebundenen Par¬
teien die imabhängige Politik einer freiheit¬
lichen und versöhnliche!) Partei der Mitte in
wachsendem Maß von der Bevölkerung ver¬
standen wird. !

Politik und Wirtschaft
der britischen Zone

Von unserem nordwestdeutschen
H . G.sKorrespondenten

Das staatlich-politische und auch kulturelle
Leben in der britischen Zone hat sich im ver¬
flossenen Jahr gegenüber dem Vorjahr sicht¬
lich aufwärtsentwickelt, während das wirt¬
schaftliche Leben infolge der weiterhin be¬
stehenden unheilvollen Zonengrenzen, der
nunmehr inzwischen aufgestellten Demon¬
tageliste und der immer mehr geringer wer¬
denden Vorräte an Rohstoffen einen nicht
wegzuleugnenden Rückschritt erfahren hat .
Die wirtschaftliche Lage seit dem Zusammen¬
bruch ist dadurch gekennzeichnet, daß eine
durch die Folgen des zweiten Weltkrieges
dezimierte und ausgelaugte Wirtschaft durch
Stillegung von Werken weiterhin geschwächt
und die noch bisher verfügbare Kapazität
verringert wurde. Die Hoffnungen auf eine
grundlegende Besserung des augenblicklichen
untragbaren Zustandes der Verelendung müs¬
sen in das Gegenteil verkehrt werden , wenn
es den verantwortlichen Stellen nicht ge¬
lingen sollte, neue Wege einer konstruktiven
Wirtschaftspolitik zu beschreiten. Es kann
bei dieser Sachlage nicht bestritten werden,
daß die einzelnen Instanzen vor einer fast
unlösbaren Aufgabe stehen, wenn berück¬
sichtigt wird , daß durch die Nachwirkungen
eines überaus strengen Winters und der außer¬
gewöhnlich harten Dürre im Sommer die
Aussichten zur Beseitigung der größten
Schwierigkeiten nur ' bei gemeinsamen
Anstrengungen zu einem Erfolg führen
können. Nebenbei sind Maßnahmen von
einschneidender Bedeutung auf allen Gebie¬
ten des öffentlichen Lebens abhängig von
Entscheidungen, auf die wir Deutsche keinen
unmittelbaren Einfluß haben.

Augenblicklich wird das gesamte Leben in
der britischen Zone sowie auch in den ande¬
ren Zpnen dadurch bestimmt, ob es den deut¬
schen .Stellen in Zusammenarbeit mit den
Besatzungsbehörden vorerst einmal gelingt,die Befriedigung der notwendigsten Lebens¬
bedürfnisse des Volkes in bescheidenem, aber
ausreichendem Maße zu gewährleisten. Diese
primitiven Voraussetzungen zu schaffen,haben sich die Behörden, die Parteien und
auch die Gewerkschaft zur Aufgabe gestellt,obwohl man sich der Schwere dieses Vor¬
habens bewußt ist. Man wird dabei nicht
außer acht lassen dürfen , daß gerade die bri¬
tische Zone durch die Verschiedenheit der
wirtschaftlichen und staatlichen Struktur
reich an Problematik ist und allseits der
Schritt , die britische Zone staatspolitisch und
wirtschaftlich zu ordnen als eine der vor¬
dringlichsten Aufgaben angesehen wirdi

Der im Laufe des Jahres 1947 unternom¬mene Versuch , eine Verwaltungsreform'
/ zu

schaffen, kann daher nur gutgeheißen Ver¬
den, wenn man von der vernünftigen U«- Er¬
legung ausgeht, nicht nur ein Staatengebilde
das in seiner Gesamtheit sich einem zu er |
wartenden föderativen Deutschland einfügt
zu schaffen, sondern mit dieser Reforr
gleichsam die Mißhelligkeiten, die durch,der
überdimensionalen, aufgeblähten Behörden¬
apparat aufgetreten sind, aus dem Wege zu
räumen oder doch zumindest äußerst zu be¬
schränken. Die überaus schwerfällige Büro¬
kratie hat sich nämlich als Grundübel zur
Ueberwindung der Schwierigen Verhältnisse
in der britischen Zone , vornehmlich an Rhein
und Ruhr, erwiesen. Jede Verwaltung eines
modernen Staates sollte sich in unnötige Rei¬
bungsflächen vermeidenden Bahnen bewegen.
Je schwieriger die wirtschaftliche Struktur ,um so wichtiger ist es, die Verwaltung klar
und einheitlich und damit einfach zu gestal¬ten . Da mit den Ländern der britischen Zone
als einem bleibenden Faktor gerechnet wer¬
den kann , sollte diesen Ueberlegungen einer
Verwaltungsreform, deren wir so dringend
zur Ueberwindung der bestehenden wirt¬
schaftlichen und staatlichen Schwierigkeiten
bedürfen , Beachtung geschenkt werden. Da¬
bei scheint die Schaffung eines Wirtschafts¬
rates , die eine Uebergangsregelung bis zur
endgültigen Formung einer deutschen Ge¬
samtregierung darstellt , nicht sonderlich ge¬
glückt zu sein. Der Wirtschaftsrat der Bi -
zone funktioniert bereits seit einem Jahr ,ohne aber über Kompetenzstreitigkeiten, vor¬
bereitenden gesetzgeberischen Arbeiten und
Diskussionen, über die politische Gestaltung
des zukünftigen Deutschlands hinauszukom¬
men. Die Hauptaufgabe dieser Institution
hätte wesentlich in der Verwirklichung wirt¬
schaftlicher Programme und notwendiger
Lenkung bestehen müssen, denn um der Not
des Volkes steuern zu können, bedarf es
mehr als nur abzuhaltender Sitzungen, Ent¬
gegennahme von Berichten und Statistiken .

Das politische Leben in den einzelnen Län¬
dern der britischen Zone ist hingegen durch
die im vergangenen Frühjahr durchgeführ¬
ten Landtagswahlen mehr in Fluß gekommen,und man macht die befriedigende Beobach¬
tung , daß die demokratischen Parteien sich
der Hauptaufgabe zuwenden, den Ländern
eine ihnen .gemäße Verfassung zu geben.
Wenn auch eine volle Einmütigkeit bezüglich
der einzelnen Auffassungen der verschiede¬
nen Parteirichtungen in den einzelnen Punk¬
ten der Verfassung wie Schulfrage, Boden¬
reform,

1 Sozialisierung usw. nicht zutagetritt , so dürfen hierbei die Schwierigkeiten
nicht übersehen werden, die infolge der ver¬
schiedenen weltanschaulichen und ideologi¬
schen Auffassungen auftreten . So ist bei¬
spielsweise ein Gesetzentwurf für die Soziali¬
sierung der Bergwerke und ihre Verwaltungunter öffentlicher Treuhänderschaft und mit
Beteiligung der Arbeiter- und Unternehmer¬
vertreter von der sozialdemokratischen Frak¬
tion dem Parlament in Nordrhein-Westfalen
vorgelegt worden, der nunmehr einer lebhaf¬
ten Diskussion aüsgesetzt ist ; vornehmlich die

sprocnen sind .
Die Sonderheit der politischen Situation

Niedereacheens prägte sich in diesem ver¬
gangenen Jahre durch die Wahlen zum Land¬

mahnen. zu warnen , anzuregen und vorzu¬
schlagen und schließlich diejenigen Gesetze
so schnell wie möglich zu verabschieden, die
die wirksamste Abhilfe in dem allgemeinen
Notstand zu bringen versprechen.

. 1III1M11II1IIM

Bekennt Euch zur Demokratie ?
Das abgelaufene Jahr war für unsere Partei von entscheidungsvoller Bedeutung . Als letzte

der vier zugelassenen Parteien , bis zum 1. Mai dieses Jahres noch ohne eigenes Partei¬
organ, ohne genügende Vorbereitung, überall gehemmt durch die schwierigen Verhältnisse
gegenüber normalen Zeiten , war es nicht leicht, unsere Grundsätze zur Geltung zu
bringen und den hinter uns liegenden Landtagswahlkampf zu führen . Wir haben die
Probe bestanden . Wir haben die Daseinsberechtigung unserer Partei unter Beweis ge¬
stellt . Die kleine „Splitterpartei “, wie sie von unseren Gegnern so oft verächtlich ge¬
nannt wurde , hat sich zu einem tragfähigen Balken entwickelt , den man sich aus dem
politischen Gefüge in Südbaden nicht mehr wegdenken kann. Unsere Organisation steht
fest , wir haben unsere eigene Presse , in allen Gremien von Bedeutung sind wir vertreten .
Der im Oktober ds. Js. abgehaltene Parteitag war ein voller Erfolg. Er zeigte auch nach
außen eine seltene innere Geschlossenheit und Zielausrichtung. Das ist unsere Stärke.

Alles dieses wurde erreicht, nicht allein durch die überzeugende Kraft der von uns
vertretenen Ideen und Gedankenrichtung , die uns beachtlichen Stimmenzuwachs brachten,
sondern ganz besonders durch den tätigen und unermüdlichen Einsatz gar vieler demo¬
kratisch gesinnter Männer und Frauen.

Ihnen sei an dieser Stelle an der Jahreswende herzlich gedankt für
alle Anhänglichkeit und Treue, die sie durch ihre aktive Mitarbeit

innerhalb unserer Partei bekundet haben.
Ueberall , wo wir hinkommen , erhebt sich aus sorgenvollem Antlitz die bange Frage :

„Was wird uns das Neue Jahr bringen?“ Wir wissen es nicht. Aber soviel steht fest ,
daß auch das kommende Jahr große Anforderungen an unser Volk und damit an jeden
Einzelnen stellen wird- Große Fragen von folgenschwerer Bedeutung für unser Volk
harren ihrer Lösung. Viele sehen keinen Ausweg mehr aus der entsetzlichen Not und
Zerrissenheit , nachdem schon alle möglichen Anläufe und Versuche, aus ihr herauszukom¬
men, unternommen worden sind. Viele drohen der Verzweiflung ünd der Verbitterung zu
verfallen . An alle diese sei die Mahnung gerichtet: „Helfen kann uns nicht ein Bei¬
seitestehen , helfen kann uns nicht irgend ein Wunder, ein Zufall, sondern

helfen kann uns nur ein rückhaltloses , offenes Bekenntnis zu einer
wahrhaften und echten Demokratie und deren praktische Durchführung.“

Das ist das einzige Mittel , das uns innerlich eint und zu freien Menschen macht. Das ist
der Weg, auf dem das vorhandene Elend gemildert, so manche Ungerechtigkeit be¬
seitigt werden kann . Das ist das einzige Bekenntnis , das auch unsere ehemaligen
Gegner von unserem ehrlichen Wollen überzeugt und uns wieder das Vertrauen der
anderen Völker erwerben wird. Ein langer , mühsamer Weg für Generationen ist es, der
beschritten werden muß, um dieses Ziel zu erreichen, das uns Arbeit, Friede und Brot
sichert. Wer wollte da zögern, mitzuhelfen ?

So fordere ich denn alle unsere Anhänger und Freunde auf , auch im neuen Jahre trotz
aller Unbilden und Enttäuschungen in Wort und Schrift, vor allem durch ein gutes Vor¬
bild, einzutreten für eine Demokratie der Freiheit , der Gleichheit und der Gerechtigkeit .
Sollte der Eintritt in das Jahr, in dem sich die badische Revolution von 1848 zum 100.
Male jährt, nicht in manchen die Erinnerung aufleben lassen , an die mannhafte Haltung
ihrer Großväter vor hundert Jahren zu denken? Sollte nicht da und dort, wo so
manche Tradition schon als verschüttet galt, diese in Erinnerung an das, was vor hundert
Jahren geschah, wieder aufleben ? Sollte das Zurückdenken an jene Ereignisse nicht für
jeden von uns ein Ansporn sein , sich für das hohe Gut einer aufrichtigen Demokratie ein¬
zusetzen?

Das ist die Aufgabe , die uns das Jahr 1948 stellt . Machen wir uns
auf , sie der Lösung entgegen zu führen.

Dr. P a u 1 W a e 1 d I n M . d. L.
y Landesvorsftzender

IHlMnilliRM ^

Stuttgarter Jahresabschluß
Rechtsanwalt Dr. Wolfgang Haußmann, Landesvorsitzender der DVP in Nordwürttemberg,Nordbaden
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freiwirtschaftlich denkenden Parteien wie
FDP und teilweise CDU werden bei diesem
Gesetzesentwurf erhebliche Einwände Vor¬
bringen und entsprechende Gegenvorschläge
zur Konsolidierung ihres Standpunktes in der
Sozialisierungsfrage unterbreiten . Auch der
strittige Punkt der Bodenreform vermag zwar
vorerst heftige Debatten der Parteien hervor-
rufen , kann jedoch nicht einen endgültigen
konkreten Rahmen annehmen, ehe man sich
nicht darüber im klaren ist, was dem deut¬
schen Volke an Wirtschaftswerten verbleibt
und wie hoch sich die Forderungen der Alli¬
ierten an deutschem Boden belaufen.

Was auch immer in den Parlamenten der
britischen Zone zur Sprache kommen sollte ,notwendig ist, daß eine politische Orientie¬
rung für die Zukunft von den Länderparla¬menten der britischen Zone nur in der Schau
eines Gesamtdeutschlands gesehen werden
darf , und die Arbeit darauf gerichtet seinmuß, große Spannungen auf vielen Gebieten
durch einen vernünftigen Ausgleich der Inter¬
essengegensätze und ihrer Konsequenzen zueliminieren.

Durch diese Schwierigkeiten, mit denen das
Volk an Rhein und Ruhr, in Niedersachsen,in Schleswig -Holstein, in den Hansestädten,kurz in der gesamten britischen Zone zu
kämpfen hat , läßt es sich keineswegs den
Weg versperren zu einem freien und unge¬
zwungenen Vorstoß in geistiges und kulturel¬
les Neuland. Der abendländischen Kultur
fühlt man sich gerade heute bei der gefähr¬
lich hinneigenden Tendenz zum Nihilismus
doppelt verpflichtet. Und so kann auf kul¬
turellem Gebiet eine angenehm berührende
Aufwärtsentwicklung festgestellt werden,wenn auch gleichsam die verheerenden Aus¬
wirkungen der letzten Jahre selbst im gei¬
stig -kulturellen Bereich sich nicht gänzlich
beseitigen lassen. Nimmt man als Maßstab
des regen kulturellen Lebens in der briti¬
schen Zone die Städte Hamburg, Göttingen,
Düsseldorf, Wuppertal u . a . m . , ergibt sich die
erfreuliche Tatsache, die Hoffnung auf eine
beachtliche Höhe des Geisteslebens in dieser
Zone erfüllt zu sehen. Dies war auch vor
allem sichtbar durch die sehenswerte Buch¬
ausstellung in Bielefeld sowie die Presseschau
in Düsseldorf, welche beachtliche Leistungen
der schriftstellerischen und journalistischen
Arbeiten den Besuchern vor Augen führten .
Die Sicht zum geistigen Höherstreben ist nun
frei , aber noch vieles bleibt zu tun übrig, um
gänzlich den Anschluß an die Kulturgüter der
uns wesensverwandten Länder und Völker zu
finden . Man ist sich ohnehin zu wenig be¬
wußt, daß gerade in geistig-kultureller Hin¬
sicht dem deutschen Volke die eigentliche
Chance verbleibt , baldmöglichst in den Kreis
der europäischen Völkerfamilie als fried¬
liebendes und geachtetes Mitglied eintreten
zu können.
ci 'Jie britische Zone hat somit im verflosse -

T nen Jahr Licht - und Schattenseiten, Erfreu-
‘ libhes und Unangenehmes, Beglückendes und
* Enttäuschendes erlebt und es ist bei der Viel-
7 zahl der Schwierigkeiten, Aufgaben und Ar¬

beiten, die noch einer brauchbaren und zu¬
friedenen Lösung harren , zuzugeben und an¬
zuerkennen, daß in der britischen Zone trotz
mancher rückläufigen Entwicklung auch auf
verschiedenen Gebieten ein kleiner , aber
itierklicher Schritt vorwärts getan wurde.

Die derzeitige Gesamtlage der Zone kann
in gemeinsamer Arbeit mit den Ländern der
übrigen Zonen und darüber hinaus mit den
anliegenden Nachbarstaaten gebessert wer¬
den. Nur müssen die bereits vorhandenen,leider wenigen Elemente gefördert werden,
die die Voraussetzungen einer politischen und
wirtschaftlichen Ordnung zu schaffen ver¬
mögen und ihr Land in die Gemeinschaft des
zu erwartenden Gesamtdeutschlands und der
übrigen Völker zu führen in der Lage sind.
Eine schwere , aber lösbare Aufgabe, die den
verantwortlichen Männern der Parteien , des
Staates und der Wirtschaft im kommenden
Jahr in Ijohem Maße gestellt ist.

Nach hundert Jahren :

Schicksalsjahr 1848
Mit der Vorschau auf das Jahr 1948 ver¬

bindet sich für uns eine Rückschau auf das
schicksalsschwere Jahr 1848 in dem die uns
heute erfüllenden Gedanken der Demokratie
zum erstenmal aufflammten und tragisch zu¬
sammenbrachen. Damals versuchten einsich¬
tige, freisinnige Männer, jener undemokrati¬
schen Entwicklung Einhalt zu gebieten, die
mit ihren Begleiterscheinungen der Unter¬
würfigkeit, des Bürokratismus und des Ka¬
stengeistes zu machtpolitischen Ausschwei¬
fungen führten , deren Folgen im Unglück
von heute klar erkennbar sind.

Die Gefahren, die die Verkünder der Demo¬
kratie von 1848 für Deutschland heranwach¬
sen sahen, betrafen nicht nur vereinzelte
Schichten . Das ganze Volk , vor allem die
nach gesellschaftlicher Neuerung strebende
Jugend, wandte sich gegen die Autarkie der
Höfe , die Verknöcherung der Kanzleien und
die Erlahmung jenes Geistes , der nach Grün¬
dung der Heiligen Allianz, des ersten Völker¬
bundes , im Jahre 1815 einen sozialen Auf¬
schwung für ganz Europa versprochen hatte .

allerorts im Oberland redend und für die
Republik werbend auf, scharte rasch
Schwarzwälder Bauern und Handwerksge¬
sellen, aber . auch ehemalige Pariser Barri¬
kadenkämpfer, als sogenannte Hecker-Re¬
kruten um sich, mit denen er durch die
Rheinebene, über das Gebirge und die Bar
nach Konstanz zog, wo er die badische Re¬
publik ausrief. Den Kreisdirektor Peter er¬
nannte er zum republikanischen Statthalter .
An der Spitze seiner Freischaren zog er so¬dann über Stockach und Engen nach Donau-
eschingen . Auf dem Weitermarsch stieß er
am Gründonnerstag auf dem Scheidegg
bei Kandern mit den badischen und hessi¬
schen . Truppen des Generals v. Gagern zu¬
sammen.

Bei dem nun beginnenden Gefecht erlitten
die Freischärler, obzwar v. Gagern fiel, eine
blutige Niederlage. Hecker selbst entkam über
den Rhein, gelangte in die demokratische
Schweiz und begab sich von dort über Frank¬
reich nach Amerika.

Am Ostersonntag wurde eine zweite Frei¬
schar unter Siegels Kommando bei Günterstal,
und am Ostermontag die französisch -polnische
Legion unter des Dichters Herwegh Führung
bei Dossenbach zerstreut . Auch Siegel und
Herwegh begaben sich auf Schweizer Boden .

Den zweiten Höhepunkt des Revolutions¬
jahres 1848 bildete die Ausrufung der
badischen Republik durch ■Gustav
v. Struve in Lörrach am 21 . September.
Struve zog sodann mit über 1000 Mann nach
Staufen , wo ihm und seinen Truppen gleich¬
falls Halt geboten wurde. Nach entscheiden¬
der Niederlage geriet er am 25 . September
bei Wehr in Gefangenschaft. Damit war die
Bewegung des badischen Volkes im Jahre
1848 abgeschlossen. 1849 flackerte sie zwar
nochmals und sogar mit größeren äußeren Er¬
folgen auf, doch nicht mit dem gleichen idea¬
listischen Elan. So blieb für uns , die wir
heute ''mehr auf die demokratische
Ideen der Männer von 1847/49 blicken als
auf ihre Taten , das Jahr 1848 stets das be¬
deutendste . Der in jenen Monaten — nun¬
mehr vor hundert ' Jahren — erfolgte Auf¬
schwung möge uns als Symbol und Vor *
b i 1 d für das Werden unserer eigenen
neu -en Demokratie dienen.

Freiburger Schlo&bergsPolitik
Die Erinnerung an den Auftakt zum Re¬

volutionsjahr 1848 , nämlich an die Tagung der
Entschiedenen Verfassungsfreunde vom 13 .
September 1847, wurde bekanntlich im alten
Jahr anläßlich der Hundertjahrfeier in Offen¬
burg durch die Staatsregierung die Parteien
und die Bevölkerung feierlich begangen.

Um die Ereignisse des Jahres 1848 zu wür¬
digen , müssen wir unsere Blicke zunächst auf
die Pariser Februarrevolution rich¬
ten, die , von den Ideen des Jahres .1789 ge¬
nährt , zum Fanal , für die Aufstände in
Deutschland und so auch in unserer badischen
Heimat wurde. Was die Nationalversamm¬
lung in Frankfurt bei dem schleppenden
Gang ihrer Sitzung nicht zuwege brachte , das
wollte das badische Volk in jenen Tagen aus
eigener Kraft erreichen. Die Sympathien für
Frankreich waren am Oberrhein schon in der
Zeit der napoleonischen Staatsreform erheb¬
lich gewesenen — nun sah man in der Pariser
Februarbewegung eine Aufmunterung zu
eigenen Aktionen.

Am 27 . Februar fanden in Mannheim und
am 19 . März in , Offenburg Volksversamm¬
lungen statt , in denen man Pressefreiheit ,
Schwurgerichte, Verantwortlichkeit der Mini¬
ster sowie Abschaffung von Vorrechten und
Lockerung des Bürokratismus forderte . Im
gleichen Monat übergaben zahlreiche Abge¬
ordnete aus allen Teilen Badens der Zweiten
Kammer des Landtages in Karlsruhe das re¬
volutionäre Programm, das vonseiten der Re¬
gierung indessen nur ungenügend berück¬
sichtigt wurde. Freischaren und Volksvereine
bildeten sich allerorts im Lande. Ein Zentral¬
ausschuß trat zusammen, zu dessen Obmann
der Mannheimer Rechtsanwalt Dr . Friedrich
Hecker berufen wurde.

Hecker hatte bereits mehrer . Jahre im Par¬
lament die Rechte des Volkes vertreten und
für die Autorität des Landtags gegenüber der
Willkür des Hofes und der Regierung ge¬
kämpft. „Das Volk muß das Volk repräsen¬
tieren,“ galt als sein Leitsatz. Geradezu mo¬
dern muten uns seine Ansprachen aus dem
Jahre 1848 an, in denen er die Verantwort¬
lichkeit der Minister und die Gefahr , daß das
Parlament zur bloßen Farce werde , mit
seiner glänzenden Rednergabe beleuchtet.

Hecker verstand die Sehnsüchte des Volkes
und fühlte sich als dessen Sprecher. In auf¬
fallender Tracht — hohen Stiefeln, langem
Bart und befedertem Heckerhut — trat er

Wie der „Südwestdeutschen Volkszeitung"
vom 26 . 11 . 194 / zu entnehmen ist, fand un¬
längst eine Landesausscnußtagung der CDU
in Freiburg statt , in welcner sicn Staatsprä¬
sident Wohieb auch über die künftige Gestal¬
tung Deutschlands äußerte . Wenn er auch
nur in seiner Eigenscnaft als Landtagsaoge-
ordneter sprach , so geht jedocn aus der scn« r-
fen Formulierung und dem Beifall seiner Zu¬
hörer hervor, daß seine Stellungnahme in
dieser f rage als die einmütige offizielle Auf¬
fassung der CDUB gelten soll . Stand doch die
Tagung unter dem Leitgedanken der „Wahr¬
heit und Klarheit“ . Man ' wolte demnach über
eine Frage von überragender staatspolitischer
Bedeutung Klarheit , schaffen. Das geschah
durch folgenden Satz der Rede des Herrn
Wohieb , er „fordere eine deutsche födera¬
tive Republik, die als Bundesstaat alle deut¬
schen Länder, gleichberechtigt in Sitz und
Stimme, umfassen solle , unabhängig davon,
welchen Umfang und welche Einwohnerzahl
das betreffende Land hat .“ Aus dieser Fas¬
sung ist nicht zweifelsfrei zu entnehmen , was
der» Redner unter „Bundesstaat“ verstanden
wissen will . Nach übereinstimmender Mei¬
nung der Staatsrechtslehre, bedeutet Bun¬
desstaat eine Verbindung mehrerer
Staatswesen, bei der der Bund, d . h . die Zen¬
tralgewalt, die so oder so vorhanden sein
muß, Herrschaftsrechte auch gegenüber den
Staatsangehörigen der einzelnen Staaten be¬
sitzt, während die Beschlüsse des Staaten¬
bundes nur die einzelnen Staaten verpflich¬
ten und für deren Staatsangehörige nur durch
Einführung seitens der Landesregierungen
nach Zustimmung der betreffenden Landtage
verbindlich werden. Einen Bundesstaat in
dem vorgezeichneten Sinne hat Herr Wöhleb
offenbar nicht im Auge , da er wiederholt bei
früheren Anlässen ein staatliches Eigenleben
unter stärkster Betonung unseres einzelstaat¬
lichen Daseins forderte — immerhin mit dem
Zugeständnis: „ohne sich den Notwendigkei¬
ten der Einigung der deutschen Länder
in allen die Länder gleichmäßig angehenden
Fragen zu verschließen.“ Bei dieser Auffas¬
sung bestünde an sich nur noch ein völ¬
kerrechtliches Verhältnis Badens zu
den übrigen deutschen Ländern . Da aber
„Sitz und Stimme “ in dem gedachten völker¬
rechtlichen Verein verlangt wird, kann es
sich nur um einen Staatenbund im staats¬
rechtlichen Sinne handeln, mit einem L ä n -
d e r t a g als alleinigem Organ, in welchem
alle Länder ohne Rücksicht auf ihre Größe
und Einwohnerzahl gleichberechtigt sein
sollen . Mit einer solchen undemokratischen
Forderung wird die CDU aber niemals durch¬
dringen. Größe und Einwohnerzahl werden
stets ein abgestuftes Stimmengewicht be¬

dingen. Das war sogar im „Deutschen Bund“
(1815—1865) der Fall , der ein echter Staaten¬
bund, aber keineswegs eine nachahmens¬
werte Staatenverbindung gewesen ist. Er
trug den Stempel politischer Ohnmacht an
sich . Die Einführung der Bundesbeschlüsse
in den grundsätzlich souveränen Einzel -
staaten war tatsächlich sehr häufig unmög¬
lich . Der Bund lebte von den Beiträgen, die
die Länder ihm zu bewilligen bereit waren.
Dazu würde es wieder kommen, wenn der
Plan des badischen Staatspräsidenten , der mit
demjenigen seines bayerischen Kollegen im
Wesentlichen übereinzustimmen scheint , in die
Tat umgesetzt werden würde. Dieser Plan
bedeutet nicht etwa die Verwirklichung einer
neuen, den derzeitigen Verhältnissen ange¬
paßten Staatsform , sondern ist lediglich das
Abbild jenes Partikularismus und jener trau¬
rigen Zeit der Kleinstaaterei , vor deren Wie¬
derkehr uns Gott behüten möge .

Was dem deutschen Volk frommt, ist eine
Staatenverbindung etwa nach dem Muster
Nordamerikas mit einer kräftigeren Exeku¬
tive als zur Zeit der Weimarer Verfassung,
in der sich Regierungswechsel und Reichstags¬
wahlen am laufenden Band folgten. Niemals
darf es sich um einen Staatenbund , sondern
nur - um einen Bundesstaat handeln , in wel¬
chem Reichsrecht vor Landesrecht geht, den
Bundesgliedern aber alle Rechte eingeräumt
werden , die nötig sind, um eine der Eigenart
derselben entsprechende Entwicklung, nament¬
lich in. kultureller Beziehung zu gewä hrlei¬
sten. Es kommt hier ganz auf elfte- ver¬
nunftgemäße Verteilung der Kompetenzen an.
Alle über den rein regionalen Charakter hin¬
ausgehende Dinge , insbesondere auf dem Ge¬
biet der Wirtschaft, müssen dem Bunde an¬
vertraut werden . So aber , wie Herr Staats¬
präsident Wohieb meint, geht es nicht. Sein
Vorschlag der Bildung eines Länderrats ohne
Bundesparlament käme einem Gesandten¬
kongreß gleich , in welchem die einzelnen
Ländervertreter nach den Instruktionen ihrer
Regierung abzustimmen hätten , wie es im
Deutschen Bunde seeligen Angedenkens tat¬
sächlich der Fall war . Vollends unmöglichaber erscheint dieser Vorschlag , wenn darin
verlangt wird , daß kleinste Staaten , wie die
freien Städte oder kleine Länder (wie Süd-
Baden ' oder Süd-Württemberg) Beschlüsse
fassen können, wodurch die volkreichen Staa¬
ten wie Bayern, Großhessen usw. majorisiertund zu einer ihren und den Interessen der
Gesamtheit widerstrebenden Politik ge¬
zwungen werden , Demokratie bedeutet die
Herrschaft des Volkes als Ganzes mit gleichen
Rechten für alle Volksangehörigen, nicht die
einer Minderheit über eine Mehrheit. M . Z.
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Wird Europa
zur Steppe werden ?

Die große Trockenheit und Hitze des Jah¬
res 1947 hat der deutschen Wirtschaft schwere
Sorgen bereitet und in ganz MitteleuropaErnteausfall, Futtermangel , Hemmung der
Binnenschiffahrt und Rückgang der Wasser¬
vorräte für die Erzeugung elektrischer Kraft
zur Folge gehabt. Seit alters her hat die
Menschheit Zeiten der Dürre mit Recht als
schwere Heimsuchung und Gottesgeißel ge¬
fürchtet. Auch die moderne, durch die furcht¬
baren Kriegskatastrophen tief getroffene
Welt kann großen Klimaschwankungen und
dadurch hervorgerufenen Mißernten nicht
gleichgültig gegenüberstehen. Mit gutem
Grund fragt man sich daher allenthalben , was
solche Trockenheit, wie die des vergangenen
Jahres wohl für Ursachen und Gründe gehabt
haben mag. Handelt es sich um einen Aus¬
nahmefall, eine außergewöhnliche Natur¬
erscheinung odef sollte das Jahr 1947 etwa
der Auftakt seih für eine länger währende
Trockenzeit, eine neue Klimaperiode in unse¬
rem Erdteil? Eine solche Wandlung des Kli¬
mas, wie sie die Geschichte sowohl in Europa
wie in den anderen Kontinenten mehrfach
verzeichnet, wäre natürlich mehr als alle von
Menschenhand angerichteten Zerstörungen ein
Ereignis von unabsehbarem Ausmaß!

Bereits haben sich zahlreiche Forscher
ernsthaft mit der Frage beschäftigt was die
Witterung des Jahres 1947 für das Leben der
Völker zu bedeuten hat , ob wir im Zusam¬
menhang damit mit tiefgreifenden Umstel¬
lungen in der Natur zu rechnen haben wer¬
den .

Durch zahlreiche Beobachtungen ist fest¬
gestellt, daß in Deutschland der Grundwasser¬
spiegel schon seit Jahren ständig fällt . Zum
Teil sind hieran die allzu weitgehenden Kul¬
tivierungsmaßnahmen schuld , die Trocken¬
legung der Sümpfe, die Verminderung der
Wälder , die Regulierung der Flüsse und
Bäche . Darüber hinaus läßt sich aber ein
Rückgang der Niederschlagsmengen und eine
höhere Jahrestemperatur gegen frühere Jahr¬
zehnte deutlich nachweisen. Man spricht von
zunehmender Versteppung, und die älteren
Leute haben auch wohl alle das Gefühl, daß
das Wetter anders geworden ist, als es in
ihrer Jugend war , daß vor allem die Gegen¬
sätze von Sommer und Winter in unseren Ta¬
gen schroffer sind und die Übergangsjahres¬
zeiten fast ganz in Wegfall kamen . Tatsächlich
war das Jahrzehnt von 1935 bis 1945 in Mit¬
teleuropa das wärmste seit Jahrhunderten .
Russische Forscher haben festgestellt, daß der
Spiegel des Kaspischen Meeres seit 1932 um
2 Meter gesunken ist . Das Jahr 1947 zusam¬
men mit dem Winter 1946/47 stellt das trok-
kenste dar seit vielen Generationen.

Von großem Interesse sind die Unter¬
suchungen , idie der Vorgeschichtsforscher
Oscar Paret in Stuttgart nun im . Zusammen¬
hang mit diesen Tatsachen unternommen hat .Er hat aus den Ereignissen der europäischen
Geschichte wie den vorgeschichtlichen Boden¬
funden die regelmäßige Wiederkehr von
Trockenperioden für Europa festzustellen
vermocht , wobei vor allem auch die wissen¬
schaftlich einwandfrei nachweisbaren Schwan¬
kungen des Bodenseespiegels eine wichtige
Rolle spielen. Demgemäß müssen um das
Jahr 2000 vor Christi Geburt, sodann wieder

um 1200 v. Chr. jeweils 100 bis 200 Jahre
dauernde Trockenperioden mit starkem Rück¬
gang der Wasserstände, Versteppung und
nachhaltigen Veränderungen im ganzen Haus¬
halt der Natur eingetreten sein. Diese Klima¬
schwankungen führten zu großen Völker¬
bewegungen, Wanderungen und Verschie¬
bungen im menschlichen Kulturablauf . In
einem vor kurzem erschienenen Buch „Das' neue Bild der Vorgeschichte “ hat Paret diese
Vorgänge im Einzelnen ausführlich dargelegt.
Höchst eindrucksvoll ist es nun , daß auch die
für unsere europäische Geschichte so bedeu¬
tungsvolle Wanderung der Kelten um 400 vor
Christi in eine Trockenzeit fiel , und daß alle
Anzeichen bestehen, daß auch der Anstoß zu
der großen Völkerwanderung am Ende der
Antike, um 400 nach Christi Geburt durch
Hungersnöte infolge Trockenheit in weiten
hierfür besonders anfälligen Gebieten ge¬
geben worden ist. Von den Hunnen jeden¬
falls wird schon durch byzantinische Schrift¬
steller berichtet, daß sie der Hunger aus
ihren alten Wohnsitzen getrieben habe. Zwi¬
schen allen diesen Trockenperioden liegt ein
Zeitraum von 800 Jahren ! Nach wiederum
800 Jahren , im Jahre 1200 also , zur Zeit des
abendländischen Hochmittelalters gab es
nachweisbar nochmals eine Zeit besonders
trockener und warmer Jahre . Auf der schwä¬
bischen Alb mußten- damals viele Dörfer des
Wassermangels wegen völlig aufgegeben wer¬
den. Auch weiß man, daß der Weinbau da¬
mals in Deutschland bis zur Ostsee mit Er¬
folg betrieben werden konnte. Das Kaspische
Meer wies im 13 Jahrhundert einen außer¬
gewöhnlichen Tiefstand auf . Und in diese
Zeit fällt dann der Vorstoß , der Mongolen .
In Mittelasien wurden weite Gebiete zu

Steppe und Wüste und blühende Städte zer¬
fielen .

Legen wir eine Periode 800jährigen Klima¬
wechsels zu Grunde, so würden wir uns gege*
das Jsftir 2000 einem neuen Abschnitt größe¬
rer Trockenheit nähern ! Dabei darf man sich
nun keineswegs vorstellen, es müßte eine
ständige Folge von Jahren kommen , wie 1947
es war . Es könen durchaus normale Jahr «
auftreten , ja sogar recht feuchte darunter
sein. Wenn aber , wie es den Anschein hat,das Mittel der Niederschläge auf längere
Jahrzehnte sich geringer erweist als bisher
und die Jahrestemperatur höher, so muß ein
mehr kontinentaler Klimacharakter eintreten
statt des feucht-ozeanischen , atlantischen. Es
dominieren dann trocken heiße Sommer und
kalte , von Oststürmen heimgesuchte Winter
bei kaum fühlbaren Uebergängen im Herbst
und Frühling . Es wären also Verhältnisse
wie sie in Osteuropa und Innerasien vorherr¬
schen und man kann sich vorstellen, welche
Umstellung dies für die ganze europäische
und deutsche Pflanzen- und Tierwelt und
damit die menschliche Wirtschaft nach sich
ziehen müßte.

Es ist hier nicht der Platz die 800jährigen
Klimaschwankungen und die Möglichkeit des
Auftretens einer neuen Trockenzeit astrono¬
misch und kosmisch zu begründen. Man mag
sich aber überlegen, wie durch eine solche
Wandlung in der Natur das Leben aller Völ¬
ker bis in die letzten Tiefen ergriffen würde
und wie nötig es wahrlich sein würde statt
sich politisch zu streiten , gemeinsam Wege
zu suchen, um den neuen Forderurigen der
Umwelt sich anzupassen und einer Kata¬
strophe unserer heutigen Wirtschaft und Kul¬
tur vorzubeugen. Dr. Robert Pfaff-Giesberg
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